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MANAGER-MONITOR I: ELTERNGELD 
 
Hohe Akzeptanz und hohe  
praktische Hürden  
 
Seit 2007 besteht mit dem Elterngeld 
eine neuartige familienpolitische Leis-
tung. Es gewährt Eltern für maximal 
vierzehn Monate eine am zuvor erziel-
ten Gehalt orientierte Einkommenser-
satzleistung in Höhe von bis zu 1.800 
Euro monatlich. Die Bezugsdauer be-
trägt lediglich zwölf Monate, wenn nur 
ein Elternteil Elternzeit und Elterngeld 
in Anspruch nimmt.  
 
Das Elterngeld ist in der Bevölkerung 
sehr populär. Ob es auch einen Anteil 
an der seit zwei Jahren steigenden Ge-
burtenrate hat, kann aber noch nicht 
beurteilt werden. Dafür sind die Zeit-
räume zu kurz und die Einflussfaktoren 
auf die Geburtenrate zu vielfältig. 
 
Durch die Einkommensbezogenheit 
sollen für gut qualifizierte Arbeitneh-
mer und damit auch für Führungskräfte 
die finanziellen Anreize für eine Famili-
engründung und die schnelle Rückkehr 
in den Beruf steigen.  
 
Vor diesem Hintergrund hat der Deut-
sche Führungskräfteverband die rund 
1.000 Mitglieder des "Manager Moni-
tor" zu ihren Einschätzungen über das 
neue Elterngeld befragt. An der Umfra-
ge haben sich mit 345 Personen rund 
35 Prozent beteiligt.  
 
Grundmodell der Elternzeit sehr 
beliebt  
 
Die - geschlechtsneutral formulierte - 
Frage "Halten Sie es für wünschens-
wert, dass auch angestellte Führungs-
kräfte im Anschluss an die Geburt ihres 

Kindes durch die Nutzung von Eltern-
zeit und Elterngeld befristet aus ihrem 
Beruf aussteigen und sich ganz der 
Betreuung Ihres Kindes widmen kön-
nen?" wurde von 90 Prozent bejaht. 
Nur zehn Prozent antworteten mit 
"Nein". 
 
Die nächste Frage widmete sich der 
personalpolitischen Praxis in den Un-
ternehmen im Führungskräftebereich. 
"Können nach Ihrer Einschätzung in 
Ihrem Unternehmen männliche und 
weibliche Führungskräfte ohne Furcht 
vor Karrierenachteilen Elternzeit in An-
spruch nehmen?". Sie führte zu fol-
genden Ergebnissen:  
 
 Prozent 
Ja / Ja, mit wenigen Ausnahmen. 10% 
Eher ja 24% 
Eher nein 39% 
Nein, mit wenigen Ausnahmen. 18% 
 
Als Ursache für praktische Hindernisse 
wird vor allem auf Schwierigkeiten hin-
gewiesen, eine befristete Vertretung zu 
finden, etwa auf Grund hoher Speziali-
sierung der Funktionen und dünner 
Personaldecke (73 Prozent). Eine man-
gelnde Akzeptanz beim Arbeitgeber / 
Vorgesetzten vermuten 59 Prozent. Ein 
Drittel sieht in den finanziellen Einbu-
ßen trotz Elterngelds ein wichtiges Hin-
dernis für die Nutzung von Elterngeld. 
 
Die Antworten verweisen größtenteils 
auf Probleme, deren Wurzeln weit in 
die Vergangenheit zurückreichen. Mit 
einer weiteren Frage wurde daher eine 
Einschätzung darüber erbeten, wie sich 
die Rahmenbedingungen für eine Er-
ziehungspause seit Einführung des El-
terngelds entwickelt haben.  
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Eine deutliche Besserung können nur 
sechs Prozent, eine leichte Verbesse-
rung 33 Prozent feststellen. Fast drei 
Fünftel (59 Prozent) sind der Auffas-
sung, es habe sich nichts verändert.  
 
Interessant sind diese Wertungen vor 
allem angesichts der soziologischen 
Struktur der Teilnehmer: 90 Prozent 
sind männlich, 60 Prozent über 45 Jah-
re alt. 
 
Insgesamt wurden die Fragen durch-
gehend altersunabhängig beantwortet. 
Für die Einschätzungen der Teilnehmer 
spielt es also keine Rolle, ob sie selbst  
potenzielle Nutzer des Elterngelds sind 
oder nicht.  
 
Fast drei Viertel der Umfrageteilnehmer 
haben selbst Personalverantwortung. 
Auf ihre Einstellung zielte folgende Fra-
ge: "Wie würden Sie den Wunsch eines 
männlichen Mitarbeiters nach der Nut-
zung von Elternzeit im Vergleich zu 
dem entsprechenden Wunsch einer 
Mitarbeiterin beurteilen?"  
 
Sie ergab folgende Antworten 
 
 Prozent 
Ich betrachte beide Wünsche 
als absolut gleichrangig. 

83% 

Ich betrachte den Wunsch des 
männlichen Mitarbeiters eher 
mit Skepsis würde dies aber 
nicht zum Ausdruck bringen. 

13% 

Ich betrachte den Wunsch des 
männlichen Mitarbeiters eher 
mit Skepsis und würde diese 
Skepsis auch zum Ausdruck 
bringen. 

4% 

 
Natürlich muss man bei den Antworten 
eine gewisse Tendenz zur Abgabe der 
sozial erwünschten Antwort in Rech-
nung stellen. Dennoch sehen offenkun-
dig auch männliche Führungskräfte 
Kindererziehung mehrheitlich als Ge-
meinschaftsaufgabe an. 
 
http://www.manager-monitor.de 
  
 

ARBEITSZEIT 
 
Lebensarbeitszeitkonten: durch 
Überregulierung  
unattraktiv? 
 
Vor allem in ihrer Ausgestaltung als 
Lebensarbeitkonten hat dieses Instru-
ment der "Wertguthaben" auch bei 
Führungskräften in jüngster Zeit spür-
bar an Bedeutung gewonnen. 
 
Das Bundesarbeitsministerium will die 
rechtlichen Rahmenbedingungen für 
"Wertguthaben" grundlegend neu re-
geln. Ein erster Referentenentwurf des 
von Olaf Scholz (SPD) geleiteten Res-
sorts ist beim Deutschen Führungskräf-
teverband allerdings auf deutliche Kri-
tik gestoßen.  
 
Was sind Wertguthaben?  
 
Die Regelungen zu Wertguthaben existie-
ren im deutschen Recht seit 1996. Sie 
schaffen die Möglichkeit, geleistete, aber 
noch nicht vergütete Arbeitszeit auf einem 
Arbeitszeitkonto anzusparen. Dieses Gut-
haben kann später während einer bezahl-
ten Freistellung von der Arbeit  aufge-
braucht werden. Der Vorteil: Das Beschäf-
tigungsverhältnis und damit der Sozialver-
sicherungsschutz werden auch ohne die 
Erbringung der Arbeitsleistung fortgesetzt .  
 
Ursprünglich vor allem als ein Instrument 
zur Arbeitszeitflexibilisierung und Beschäf-
tigungssicherung bei schwankender Auf-
tragslage konzipiert, werden sie in zuneh-
mendem Maße auch für Ansparvorgänge 
über wesentlich längere Zeiträume einge-
setzt. Als Lebensarbeitszeitkonten ermögli-
chen sie dabei Führungskräften, die keiner 
Arbeitszeiterfassung unterliegen, häufig 
auch die Einbringung von Entgeltbestand-
teilen, zum Beispiel Sonderzahlungen. Da-
durch können auch Führungskräfte ausrei-
chend hohe Guthaben für längere Freistel-
lungsphasen bilden. 
 
Anlass der Reform war eine Ankündi-
gung im Koalitionsvertrag, den Schutz 
dieser Konten gegen die Insolvenz des 
Arbeitgebers zu verbessern.  
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Diesen Teil der Reform begrüßt der  
Deutsche Führungskräfteverband aus-
drücklich. Der Gesetzentwurf formuliert 
darüber hinaus aber zahlreiche neue 
Anforderungen an Wertguthaben, die 
diese letztlich komplett neu erfinden.  
 
Der Deutsche Führungskräfteverband 
lehnt die meisten der über die Verbes-
serung des Insolvenzschutzes hinaus-
gehenden Vorschläge ab. Sie könnten 
die Attraktivität dieses Instruments 
beeinträchtigen, so dass in Zukunft 
eher für weniger als für mehr Arbeit-
nehmer Wertguthaben gebildet werden 
könnten. 
 
Die Maßnahmen im Überblick 
 
a) Eine Verletzung der Verpflichtung 
zum Insolvenzschutz soll künftig einen 
Schadenersatzanspruch nach sich zie-
hen. 
 
Dies ist positiv, da die bisher schon 
bestehende Verpflichtung zur Absiche-
rung der Guthaben im Falle einer Ver-
letzung nicht geahndet werden konnte. 
 
b) Wertguthaben sollen künftig zwin-
gend außerhalb des Unternehmens 
angelegt und vom Betriebs- und Anla-
gevermögen getrennt werden. 
 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer lehnen 
diese Maßnahme als unverhältnismäßig 
und unbegründet ab. Sie verweisen 
darauf, dass mit Versicherungslösun-
gen, Verpfändungen oder Bürgschaften 
bewährte Instrumente zur Insolvenzsi-
cherung bestehen, die die strikte Aus-
sonderung nicht zwingend erfordern. 
Mittlere und kleine Unternehmen, die 
den Liquiditätsabfluss aus ihren Unter-
nehmen fürchten, würden sich durch 
einen Zwang zur Separierung vom In-
strument der Wertguthaben abwenden. 
 
c) Wertguthaben dürfen maximal zu 20 
Prozent in Aktien angelegt werden, 
Abweichungen hiervon sollen nur durch 
Tarifvertrag möglich sein. 
 

Ein Werterhalt der eingebrachten Bei-
träge ist zwar als Grundregel sinnvoll. 
Gleichwohl sollten insbesondere auch 
nicht tarifgebundene Arbeitnehmer die 
Möglichkeit erhalten, einzelvertraglich 
Anlagen mit einem höheren Rendite- 
oder Risikopotenzial zu wählen. 
 
d) Wertguthaben sollen einfacher auf 
einen neuen Arbeitgeber übertragen 
werden können. Diese Übertragung soll 
nur mit Zustimmung des neuen Arbeit-
gebers möglich sein. Der Wechsel des 
Arbeitgebers ist die häufigste Ursache 
von "Störfällen". Die vorgeschlagene 
Neuregelung ist deshalb sinnvoll und 
richtig. 
 
Definition: Störfall 
Ein Störfall tritt grundsätzlich ein, wenn das 
Guthaben zu anderen Zwecken als denen 
der vereinbarten Freistellung verwendet 
wird. Er hat zur Folge, dass die Beitragser-
sparnis aus der Ansparphase zurückgezahlt 
werden muss. Vor allem bei hohen Gutha-
benständen kann sich diese Auszahlung 
auch steuerrechtlich negativ auswirken. 
 
Bedenklich sind jedoch die Vorschläge 
der Regierung, für den Fall, dass ein 
neuer Arbeitgeber das Guthaben nicht 
übernimmt. Dann nämlich soll die 
Deutsche Rentenversicherung Bund 
das Guthaben übernehmen können, 
um zum vereinbarten Zeitpunkt wie ein 
Arbeitgeber die Phase einer bezahlten 
Freistellung simulieren.  
 
Eine derartige Aufgabenausweitung der 
Deutschen Rentenversicherung ist 
schon ordnungspolitisch fragwürdig.  
 
Besser wäre es, die Voraussetzungen 
zu lockern, unter denen ein Guthaben 
in eine betriebliche Altersversorgung 
eingebracht werden kann. Dann würde 
ein Störfall vermieden und die proble-
matische Fiktion einer Arbeitgeberei-
genschaft der Deutschen Rentenversi-
cherung Bund wäre überflüssig. 
 
Vollständige Stellungnahme unter 
http://www.deutscher-
fuehrungskraefteverband.de/download/20080730-
stellungnahmen-wertguthaben-langzeitkonten.pdf 
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SOZIALRECHT 
 
Weniger Kosten und Bürokratie  
durch "Elena"?  
 
In der griechischen Mythologie war die 
Entführung der schönen Helena, Toch-
ter des Zeus, durch den Jüngling Paris 
der Auslöser für den Trojanischen 
Krieg.   Heute wird der Name der Halb-
göttin für profanere Dinge benutzt: 
Unter Auslassung ihres deutschen An-
fangsbuchstabens nutzt die große Koa-
lition das Kürzel "Elena" für eine weite-
re wichtige Verfahrensänderung im 
Sozialrecht. 
 
Der "Elektronische Einkommmens-
nachweis", der ab 2012 einsatzfähig 
sein soll, verfolgt zwei Ziele: 
 
- Er soll die Arbeitgeber von Kosten 

entlasten, die derzeit durch die Ab-
gabe von Meldungen gegenüber un-
terschiedlichen Sozialleistungsträ-
gern entstehen, wenn diese die Hö-
he des Arbeitseinkommens des An-
tragstellers überprüfen müssen. 

- Die Bürger sollen schneller an die 
beantragten Leistungen wie Arbeits-
losengeld, Krankengeld oder Eltern-
geld kommen. 

 
Wie funktioniert "Elena"? 
 
Einkommensdaten der Arbeitnehmer 
sollen künftig in einem zentralen Mel-
deregister gespeichert werden. Dafür 
soll ein vereinfachtes elektronisches 
Verfahren eingerichtet werden, das die 
derzeit immer noch vielfach bestehen-
den Papierformulare durch eine ein-
heitliche Meldung via Computer erset-
zen soll.  
 
Zugriff auf das Melderegister werden 
alle Sozialleistungsträger haben, die 
berechtigt sind, die Höhe des Ar-
beitseinkommens zu prüfen. 
 
Ein Zugriff ist allerdings nur mit Zu-
stimmung des Arbeitnehmers möglich, 

die dieser durch die Freigabe einer "E-
lektronischen Signatur" bewilligen 
kann. 
 
Definition: Elektronische Signatur 
Unter einer elektronischen Signatur ver-
steht man mit elektronischen Informatio-
nen verknüpfte Daten, mit denen man den 
Unterzeichner oder Signaturersteller identi-
fizieren und die Integrität der signierten 
elektronischen Informationen prüfen kann. 
In der Regel handelt sich bei den elektroni-
schen Informationen um elektronische Do-
kumente. Die elektronische Signatur erfüllt 
somit technisch gesehen den gleichen 
Zweck wie eine eigenhändige Unterschrift 
auf Papierdokumenten (Quelle: Wikipedia). 
 
Der physische Träger der vom Arbeit-
nehmer zu erwerbenden Signatur kann 
dem Vernehmen nach jede mit einem 
elektronischen Chip bestückte, spei-
cherfähige Karte also beispielsweise 
eine Bank- oder Versichertenkarte 
sein. 
 
Die Freigabe der eigenen Einkom-
mensdaten soll vor Ort in der Leis-
tungsbehörde, durch Aushändigung der 
Karte an den Sachbearbeiter, oder 
durch eine Freischaltung vom heimi-
schen PC aus erfolgen. 
 
Die Kosten für die Freischaltung einer 
elektronischen Signatur sowie gegebe-
nenfalls für ein Lesegerät, das die Da-
tenfreigabe vom heimischen Computer 
aus ermöglicht, tragen die Arbeitneh-
mer.  
 
Unter bestimmten Umständen soll der 
Leistungsempfänger aber einen An-
spruch auf Kostenerstattung gegen-
über dem Leistungsträger haben. 
 
Bewertung 
 
Politisch besteht weitgehend Einigkeit 
darüber, das Potenzial einer Kosten-
senkung für die Arbeitgeber zu nutzen.  
 
Die Belastungen für Arbeitnehmer sol-
len sich in einem vertretbaren Rahmen 
halten. Rund zehn Euro soll eine auf 
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drei Jahre befristete Signatur kosten. 
Hinzu würden noch die Anschaffungs-
kosten für ein Kartenlesegerät kom-
men, wenn ein Arbeitnehmer seine 
Daten vom heimischen PC aus frei-
schalten möchte – so er denn über-
haupt einen Computer besitzt. 
 
Bei allem Komfort, den dies für jeden 
mit Zugang zum Internet bedeutet, 
darf dabei der Datenschutz natürlich 
nicht zu kurz kommen. Eine strenge 
Zweckbindung von Datenabfragen  an 
die Beantragung bestimmter Sozialleis-
tungen ist daher unverzichtbar. 
 
Der wünschenswerte Bürokratieabbau 
auf Arbeitgeberseite sollte jedenfalls 
nicht mit Defiziten beim Schutz der 
Einkommensdaten der Arbeitnehmer 
erkauft werden. Denn sonst würde das 
neue Instrument weniger an die schö-
ne Helena als an das Trojanische Pferd 
erinnern. 
 
 
MANAGER-MONITOR II: FITNESS 
 
Dick ist out, fit ist in 
 
In Peking haben am vergangenen Frei-
tag die Olympischen Spiele begonnen. 
Für den Deutschen Führungskräftever-
band war dies Anlass, gemeinsam mit 
der "Wirtschaftswoche" der Frage 
nachzugehen, wie fit die Führungskräf-
te eigentlich sind. 
 
An der Umfrage haben sich mit 435 
Personen 42 Prozent von rund 1.030 
Panelteilnehmern beteiligt.   
 
Hier die Fragen und Antworten: 
 
Wie wichtig ist Ihnen körperliche Fit-
ness, um auch im Beruf erfolgreich zu 
sein? 
 
  Prozent 
Sehr wichtig 34% 
Wichtig 52% 
Eher unwichtig 6% 
Völlig unwichtig / belanglos 1% 
Ich weiß nicht recht 8% 

Sind Sie mit Ihrer eigenen körperlichen 
Fitness zufrieden? 
 
  Prozent 
Sehr zufrieden 5% 
Zufrieden 49% 
Könnte besser sein 35% 
Ein Desaster 4% 
Ich weiß nicht recht 6% 
 
Den Führungskräften geht es bei Fit-
ness nicht anders als dem Durchschnitt 
der Bevölkerung: Fast 90 Prozent 
nehmen das Thema ernst, aber nur 54 
Prozent sind mit dem Status Quo 
(sehr) zufrieden. 
 
Beim Schritt  auf die Waage allerdings 
ergibt sich bei der Hälfte der Führungs-
kräfte kein Widerspruch zwischen 
Selbstbild und Wunschbild. Mit 45 Pro-
zent sind ihnen die Unzufriedenen aber 
dicht auf den Fersen.  
 
  Prozent 
Sehr zufrieden 13% 
Zufrieden 37% 
Könnte besser sein 39% 
Ein Desaster 6% 
Ich weiß nicht recht 5% 
 
Deutlich positiver wird die Frage nach 
der Zufriedenheit mit der Gesundheit 
insgesamt beantwortet 
 
  Prozent 
Sehr zufrieden 20% 
Zufrieden 58% 
Könnte besser sein 16% 
Ein Desaster 0% 
Ich weiß nicht recht 6% 
 
Drei von vier Führungskräften sind 
sportlich aktiv. 
 
Vom dem sportlich nicht aktiven Viertel  
geben 66 Prozent Zeitmangel und nur 
38 Prozent "keine Lust" als Grund an. 
Die Devise "strictly no sports" gilt nur 
für acht Prozent der sportlich Inakti-
ven. Mehrfachantworten waren bei die-
ser Frage zugelassen. 
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Die Aktiven betreiben vom Radfahren 
bis zum Reiten eine große Zahl ver-
schiedener Sportarten. 
 
Radfahren 64% 
Joggen, Walken 58% 
Fitness-Studio 33% 
Schwimmen 29% 
Mannschaftssport  19% 
Tennis 16% 
Golf 11% 
Reiten 9% 
 
Es hapert bei der Dauer 
 
Die einzelnen Sportarten werden kaum 
länger als sieben Stunden pro Monat 
betrieben – in Anbetracht der Wochen-
arbeitszeit von Führungskräften nicht 
überraschend.  
 
Ausnahme: Joggen/Walking und Rad-
fahren, die von 32 beziehungsweise 25 
Prozent als regelmäßige Wochenendak-
tivität betrieben. Immerhin je ein Fünf-
tel schnürt 20 Stunden oder mehr im 
Monat die Laufschuhe oder setzt sich 
aufs Rad. Und ein Viertel betreibt re-
gelmäßigen Mannschaftssport. 
 
Die Älteren sind zufriedener  
 
Interessant ist eine altersbezogene 
Analyse, die zwischen den über und 
unter 50-jährigen Umfrageteilnehmern 
unterscheidet. In nahezu allen Katego-
rien sind die Älteren zufriedener mit 
Gewicht, Fitness und Gesundheit. Sta-
tistisch signifikant, das heißt nicht 
durch übliche Stichprobenschwankun-
gen erklärbar, ist der Wert für die Zu-
friedenheit mit der körperlichen Fit-
ness: 
 
 unter 50 über 

50 
Sehr zufrieden 3% 8%
Zufrieden 43% 53%
Könnte besser sein 44% 29%
Ein Desaster 5% 3%
Ich weiß nicht recht 5% 6%
 
Ob die Jüngeren sich, geprägt durch 
"Vorbilder" wie Brad Pitt mit seinem 

Waschbrettbauch oder die allgegen-
wärtigen "Von-Null-zum-Marathon"-
Geschichten, sich zu ehrgeizige Ziele 
setzen und deshalb unzufrieden sind?  
 
Oder wissen die Älteren gerade wegen 
der üblichen Zipperlein und Speckröll-
chen ein vernünftiges Maß an Fitness 
einfach mehr zu schätzen? Beides reine 
Spekulation.  
 
Der Manager Monitor des Deutschen 
Führungskräfteverbandes wird das 
Thema "Fitness" in den kommenden 
Jahren wieder abfragen. Dann wird sich 
zeigen, ob die Leitenden und Außerta-
riflichen Angestellten einen langen A-
tem beim Sport haben oder ob ihnen 
schnell die Puste ausgeht. 
 
www.manager-monitor.de 
www.wiwo.de  
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